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Kurt Lüscher, Barbara Grabmann

Lebenspartnerschaften mit und ohne Kinder:
Ambivalenzen der Institutionalisierung
privater Lebensformen

Gay and Lesbian Couples and Parents: Ambivalences in the

Institutionalization of Private Life

Die historisch neue Aufgabe der rechtlichen Regelung von Lebensgemeinschaften
gleichgeschlechtlich orientierter Menschen beinhaltet den Abbau von Diskriminie¬

rungen und stellt Fragen nach dem Verständnis von Ehe und Familie sowie deren

Verhältnis zu anderenprivaten Lebensformen. DieAnalyse derzahlenmässigen Ver¬

breitung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften und der Begründung ihrer Ver¬

rechtlichung verweist aufspezifische Ambivalenzen der Institutionalisierungpriva¬
ter Lebensformen. Ein Überblick über aktuelle Schätzungen zum Bevölkerungsan¬
teil gleichgeschlechtlich orientierter Menschen in verschiedenen Studien zeigt, dass

dieser im internationalen Vergleich weitgehend konvergent ist und zwischen 1 bis

3% liegt. Weitaus schwieriger zu schätzen, und wegen ihrer vielfältigen Erschei¬

nungsformen komplexer zu beschreiben, ist die Verbreitung gleichgeschlechtlicher
Lebensgemeinschaften sowiegleichgeschlechtlicherElternschaft. Diese interessiert

insbesondere auch unterdem Gesichtspunkt des Wohlergehens undderEntwicklung
der Kinder.

DieAmbivalenzen ergeben sich aus dem integrativen Charakter der Verrechtlichung:
Entdiskriminierung, Gleichstellung und Anerkennung einerseits, Aufgeben des

Andersseins, Anpassung an Normalitätsvorstellungen und Verleugnung der eigenen
Geschichte andererseits. Diese Ambivalenzen treten in rechtspolitischen, vor allem

aber auch sozialethischen und moraltheologischen Stellungnahmen zu Tage, beför¬
dern daneben aber einen kontroversen öffentlichen Diskurs, der aufumfassendere
symbolische, zivilrechtliche und sozialrechtliche Zusammenhänge verweist und vo¬

raussichtlich in eine Diskussion über „ Verantwortungsgemeinschaften
"

einmünden

wird.

The historically new task oflegalizing unions ofhomosexualcouples implies the remo-

val ofdiscrimination and it also concems the understanding ofmarriage and the

family. The analysis ofStatistical estimates about the relative number ofhomosexual
unions as well as the analysis ofthe reasonsfor their legalization points out speci¬
fic ambivalences related to the institutionalization ofprivate lifeforms. An overview

ofthe avaüable data shows convergence ofthe ratio ofhomosexually orientedper¬
sons between about 1 and 3%. It is more difficult to estimate the ratio ofhomosexual
unions with and without children among all kinds ofpartnerships andfamily house-
holds.

Ambivalences resultfrom the differentfacets ofIntegration: elimination ofdiscrimi¬
nation, awarding ofequality and recognition on one hand and renunciation ofdiffe-
rence, acceptance ofnotions ofnormality anddenying ofthe specific history ofhomo¬
sexual culture on the other. Ultimately, theseprocesses will merge into debates about

the legalization ofdifferent new kinds ofpartnerships.

ZSE, 22. Jg. 2002, H. 1 47



1. Allgemeines

Die rechtliche Regelung von Lebensgemeinschaften gleichgeschlechtlich
orientierter Menschen, wie sie in jüngster Zeit in Deutschland, in der Schweiz

und in Frankreich1 sowie weiteren Ländern in Gang gebracht wurde, ist eine

Aufgabe, die historisch neu ist und sich sowohl unter theoretischen als auch

empirischen Gesichtspunkten als komplex erweist, weil sie den Umgang mit

sozialen Widersprüchen erfordert. Zu einem Zeitpunkt, in dem bei der recht¬

lichen Regulation der Ehe die Sexualität als solche - abgesehen vom Miss¬

brauch - nicht (mehr) thematisiert wird, steht diese im Fall der gleichge¬
schlechtlichen Lebensgemeinschaften mehr oder weniger explizit im Vorder¬

grund, und die Institutionalisierung von Partnerschaften dient als Mittel, um
die traditionelle Diskriminierung der Gleichgeschlechtlichkeit zu überwinden.
Das beinhaltet allerdings, dass deren alternative kulturelle Einbettung und Inter¬

pretation, wie sie dem Selbstverständnis vieler gleichgeschlechtlich orientier¬

ter Menschen entspricht, zurückgedrängt wird. An ihrer Stelle gewinnen die

zivilrechtlichen und sozialstaatlichen Regelungen an Gewicht. Sie tangieren
allerdings wiederum das Verhältnis zwischen der Privatheit und Öffentlichkeit

sowie deren rechtliche und politische Abgrenzung.

Da sich die Vorschläge zur Regulation gleichgeschlechtlicher Lebensgemein¬
schaften naheliegenderweise an der Ehe orientieren, werden in der öffentlichen

Diskussion ebenso wie in der Rechtspolitik Fragen des Verständnisses der Ehe

und ihres Verhältnisses zur Familie aufgeworfen, namentlich im Zusammen¬

hang mit derThese eines sogenannten „Abstandsgebotes" im Verhältnis zu Ehe

und Familie und deren herausgehobene Position im Kontext aller privaten
Lebensformen. Dabei geht es in ausgeprägtem Maße um moralische und ethi¬

sche Überzeugungen und den rechtlichen Regelungenkommt zusätzlich zu ihrer

faktischen eine hohe symbolische Bedeutung zu. Diese jedoch beeinflusst die

öffentlichen Auseinandersetzungen. Die Forderung nach Abbau von Diskri¬

minierungen kann sich dabei mit der Kritik an traditionellenAuffassungen ver¬

binden.

Die verfassungsmäßigenund einfachrechtlichen Regelungen von Ehe und Fami¬
lie beinhalten nach gängiger Auffassung eine Institutsgarantie und ein Frei¬

heitsgrundrecht. Darin drückt sich sowohl die personale Bedeutung von Ehe

und Familie als auch ihre transpersonale Bedeutung aus: Menschen sollen Fami¬

lien gründen und sie freiheitlich gestalten können; gleichzeitig setzt die insti¬

tutionelle Regelung eine Lebenspraxis voraus, die sich ebenfalls an den insti¬

tutionellen Vorgaben orientiert. Dementsprechend ist zu erwägen, ob durch die

rechtlichen Regelungen für gleichgeschlechtliche Partnerschaften die Ehe bzw.

die Familie in den traditionellen, vorherrschendenAusprägungen tangiert wird

1 Vgl. dazu Pacs (Loi sur le concubinage et le pacte civil de solidarite), in Frankreich

verabschiedet am 15.11.1999; Gesetz über die Eingetragene Lebenspartnerschaftvom
16. Februar 2001 (Bundesgesetzblatt Jahrgang 2001 Teil I Nr. 9), am 1.8.2001 in

Deutschland in Kraft getreten nach Urteil BVG vom 18.7.2001; die Gesetzgebung
in der Schweiz ist in Vorbereitung (s. Bundesamt für Justiz 1999), siehe dazu auch

Bericht über die rechtliche Situation gleichgeschlechtlicher Paare im schweizerischen

Recht, Zusammenstellung der Vernehmlassungen. Bern, Juni 2000 (Bundesamt für

Justiz)
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und ob umgekehrt für diese unter Rückbezug auf das Freiheitsgrundrecht der

Gestaltung privater Lebensformen eine Art von Institutsgarantie für gleichge¬
schlechtliche Partnerschaften beansprucht werden kann2.

In den Begründungen, weshalb gleichgeschlechtliche Partnerschaften unab¬

hängig von ihrer Zahl anerkannt werden sollen, lassen sich unseres Erachtens

drei Stränge ausmachen:

- Die Beendigung der Diskriminierung von Gleichgeschlechtlichkeit, insoweit

dies über das Recht möglich ist. Zu bedenken sind somit die symbolischen
und die realen Wirkungen der rechtlichen Regelungen.

- Die Forderung nachAbbau von Unterschieden in den letztlich aufRecht beru¬

henden Ungleichheiten, namentlich hinsichtlich der zivilrechtlichen,
erbrechtlichen, strafrechtlichen und sozialrechtlichen Konsequenzen und

Ansprüche.
- Die Anerkennung von in gleichgeschlechtlichen Partnerschaften erbrachten

Leistungen gegenseitiger Fürsorge undVorsorge, gegebenenfalls auch imVer¬
hältnis zu Kindern.

Diese Argumentationsstränge sind untereinander verwoben. Dennoch scheint

es wichtig, sie auseinander zu halten, denn man kann geltend machen, dass das

Gebot der Nichtdiskriminierung nicht notwendigerweise deckungsgleich ist mit

einer sozialrechtlichen, bzw. sozialpolitischen Gleichbehandlung: während es

sich bei dem Gebot der Nichtdiskriminierung um die Einlösung eines vor dem

Hintergrund unhinterfragbarer Grund- und Menschenrechte nicht zu diskutie¬

renden Rechtsanspruches handelt, sind derAbbau rechtlicher Unterschiede und

die Anerkennung von Leistungen mit größeren Interpretationsspielräumen und
Widersprüchlichkeiten behaftet. In diesem Zusammenhang wird aufdas Prin¬

zip verwiesen, Ungleiches sei ungleich zu regeln.

Unter praktischen Gesichtspunkten legen die über den Abbau von ideeller Dis¬

kriminierung hinausgehenden Konsequenzen rechtlicher Regelungen für

gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften schließlich Überlegungen nahe,
ob nicht auch für andere partnerschaftliche Lebensgemeinschaften ein zivil-

und sozialrechtlicher Regelungsbedarf besteht, der von den vorhandenen

Gesetzen nicht abgedeckt wird. Hinsichtlich der nicht ehelichen Lebensge¬
meinschaften wird dies schon seit längerer Zeit gefordert. Dabei ist allerdings
angesichts der morphologischen Unterschiede (Altersunterschiede, Familien¬

stand, Vorhandensein von Kindern im Haushalt) zwischen nicht ehelichen

Lebensgemeinschaftenjüngerer (lediger) und solchen älterer Menschen zu unter¬

scheiden. Ein zusätzlicher Regelungsbedarf kann sich überdies beim Vorhan¬

densein von (gemeinsamen) Kindern ergeben. Unabhängig davon ist jedoch
auch hier die symbolische Bedeutung des Rechtes von Belang.

Holt man schließlich noch weiter aus, kann man argumentieren, es sei für das

Zusammenleben in der Gesellschaft sowie die gesellschaftliche und persönli¬
che Entwicklung grundsätzlich erwünscht, dass Menschen „verlässliche"

Beziehungen leben, solche tatsächlich eingehen und bewahren wollen. Dem-

2 Für die hier nicht näher darzustellende rechtliche Würdigung siehe u. a: Bundesamt

für Justiz 1999, Basedow et al. 2000, Robbers 2000.
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entsprechend sei es angemessen, derartige Beziehungen von Staates wegen als

sogenannten „Verantwortungsgemeinschaften"rechtlich anzuerkennen und ihrer

sozialen Bedeutung bei der Ausgestaltung sozialstaatlicher Maßnahmen und

Einrichtungen Rechnung zu tragen. Zusätzlich kann man geltend machen, ver¬

bindliche, auf gegenseitiger Sympathie und Vertrauen gegründete Beziehun¬

gen seien in der Gegenwart besonders wichtig. Das ist wiederum ein allge¬
meines Argument für die Wünschbarkeit einer Regelung für Partnerschaften,
die bereits länger bestehen.

2. Zahl gleichgeschlechtlich orientierter Männer und Frauen

Die Angaben darüber, wie viele Menschen sexuell gleichgeschlechtlich
orientiert sind, schwanken. Das ist zunächst eine Folge des bereits erwähnten

Umstandes, dass es sich um Schätzungen handelt, die sich ihrerseits aufAnga¬
ben stützen, die in mehr oder weniger repräsentativen Befragungen gemacht
worden sind und denen eine „Selbstidentifikation" zugrunde liegt. Diese wiede¬
rum ist davon abhängig, ob nach (gewollten) gleichgeschlechtlichen Kontak¬

ten im Laufe des Lebens, während einer bestimmten Zeitspanne oder in einer

bestehenden Beziehung gefragt wird und ob bisexuelle Orientierung einge¬
schlossen ist.

Im Blick auf die öffentlichen Diskurse sind dabei zwei Positionen von Belang.
Der einen liegt die Überzeugung zugrunde, Gleichgeschlechtlichkeit sei weit

häufiger als gemeinhin angenommen wird, entspräche also einer beachtlichen

Gruppe innerhalb der Bevölkerung. Gewissermaßen die extremste Position in

dieser Hinsicht besteht darin, bereits gleichgeschlechtlich gefärbte Sexual¬

phantasien als Indikator zu verwenden. Die gegenteilige Position besteht da¬

rin, Gleichgeschlechtlichkeit als Problem einer verschwindend kleinen Min¬

derheit zu sehen, was meist mit der Auffassung einher geht, es handle sich um

eine pathologische Verhaltensweise. In diesem Kontext ist auch der rhetorische

und der praktisch-politische Umgang mit der bis jetzt offensichtlich unbeant¬

worteten Frage zu beachten, ob gleichgeschlechtliche Orientierung oder die

Disposition dazu genetisch bedingt, also angeboren sei. Gemäß Sullivan (1998)
können genetische Prädispositionen dazu notwendige Bedingungen schaffen,
die indessen nicht hinreichend sind (Cohler/Galatzer-Levy 2000). Diese Ein¬

sichten sind ein Bezugspunkt einander entgegengesetzter moralischer bzw. ethi¬

scher Bewertungen.

Die einschlägige Literatur zeigt, dass die Gestaltung der Beziehungen zwischen
Eltern und gleichgeschlechtlich orientierten Kindern von allen Beteiligten ein

hohes Maß an Einfühlungsgabe im Umgang mit Zwiespältigkeiten erfordert

(hierzu: Cohler/Beeler 1999). Lautmann (1995) legt dar, dass Eltern einen wich¬

tigen, bislang unterschätzten Beitrag bei der Herausbildung der homosexuel¬

len Identität von Söhnen leisten. Mit einbezogen in die Situation ist auch die

weitere Familie, so die Großeltern (Patterson et al. 1998). Klare rechtliche Rege¬
lungen können in diesen Feldern der Beziehungsgestaltung hilfreich sein. Das

ist ein wenig beachteter zusätzlicher Effekt der aktuellen Bemühungen.

Es liegt nicht im Themenbereich dieser Stellungnahme, im einzelnen auf die

Literatur über die Gründe bzw. die Genese und Herausbildung gleichge¬
schlechtlicher Orientierungen einzugehen. Wenn dazu nach vorherrschender

Meinung keine definitiven Forschungsergebnisse und keine allgemein aner-

50 ZSE, 22. Jg. 2002, H.l



kannten Theorien vorliegen, sich möglicherweise auch nicht finden und for¬

mulieren lassen, dürfte dies damit zusammenhängen, dass das Verständnis von

Gleichgeschlechtlichkeit und ihre „Definition" immer auch durch das Ver¬

ständnis der Sexualität im Kontext von Weltanschauungen und ihrer religiö¬
sen Fundierung bedingt ist. In Bezug auf das Selbstverständnis gleichge¬
schlechtlich orientierter Menschen und Gruppen gibt es dementsprechend
aktuell, ebenso wie im historischen Rückblick, eine große Mannigfaltigkeit.
Zu bedenken ist ferner, dass die sexuelle Orientierung auch mit der Entwick¬

lung der personalen Identität und des Selbstbildes zusammenhängt und sich

im Lebensverlauf ändern kann.

Was die Schätzungen über die Zahl der gleichgeschlechtlich orientierten Men¬
schen betrifft, zeichnet sich gemäß den neueren Veröffentlichungen eine Kon¬

vergenz ab:

a) Bochow (2001) fasst umfangreiche Umfragen zum Sexualverhalten der Bevöl¬

kerung in Frankreich, Großbritannien und den USA zusammen. Sie erbrach¬

ten Anteile von 1 bis 1,5% Männer und Frauen, die häufige gleichgeschlecht¬
liche Sexualkontakte angaben oder sich selbst als homosexuell erklärten. Ver¬

mutlich gibt es aber eine relativ hohe Dunkelziffer. Demnach kann angenom¬

men werden, dass in westeuropäischen Gesellschaften wie Großbritannien,
Frankreich und der Bundesrepublik ungefähr 1,5% der über 20-jährigen Män¬
ner selbstidentifiziert und relativ offen schwul leben und weitere 1,5% selbst¬

identifiziert homosexuell sind, aber eher verdeckt leben. Ein ähnlich hoherAnteil

von über 20-jährigen Männern konnte längere bisexuelle Phasen in seiner Bio¬

graphie aufweisen oder ging häufige/sporadische gleichgeschlechtliche Sexu¬
alkontakte ein. Für lesbische/bisexuelle Frauen ist von analogen Größenord¬

nungen auszugehen.

b) Vaskovics (2000) schätzt ebenfalls den Anteil lesbischer Frauen in Europa
und USA zwischen 1,2 bis 1,4%, den Anteil homosexueller Männer von 2,4
bis 2,8%. Er vermutet eine Dunkelziffer von ca. 50%. Bei Frauen ist sie wahr¬

scheinlich höher. Hochgerechnete Zahlen für Deutschland würden seinerAnsicht

nach in der Altersgruppe der 19- bis 59-Jährigen einer Zahl von 550.000 bis

600.000, unter Berücksichtigung der Dunkelziffer zwischen 1,0 und 1,2 Milli¬

onen homosexueller Männer entsprechen. Die Zahl der lesbischen Frauen wür¬

de 600.000 bis 700.000 - ohne Dunkelziffer - betragen.

c) Ein Beispiel für eine sehr hohe Schätzung stellt derAufsatz von Sielert (2001)
dar. Er meint, ohne dies allerdings näher zu begründen, dass 5-10% aller Erwach¬

senen sich überwiegend gleichgeschlechtlich orientieren. Gemäß dieser Schät¬

zungen würden in der Bundesrepublik Deutschland etwa eine Million homo¬

sexuelle Eltern leben. Zieht man die weiter hinten zu berichtenden Daten über

Partnerschaften in Betracht, die amtliche Haushaltsstatistiken als Bezugspunkt
haben, wird man allerdings diese Angaben als zu hoch einschätzen.

d) Eine differenzierte Darstellung im internationalen Vergleich zwischen

Dänemark, Norwegen, Großbritannien und Frankreich hat unlängst der fran¬

zösische Demograph Festy (2001) veröffentlicht. Demnach liegt der Anteil der

Personen mit gleichgeschlechtlichen Partnern zu irgendeinem Zeitpunkt ihres

Lebens in den einzelnen Ländern bei den Männern zwischen 2,7 und 4,1%,
bei den Frauen zwischen 1,7 und 3%.

ZSE, 22. Jg. 2002, H. 1 51



3. Gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften bzw. Partner¬

schaften

Die meisten Überlegungen, die hinsichtlich derAngaben über die statistische Häu¬

figkeit von Gleichgeschlechtlichkeitanzustellen sind, gelten sinngemäß auch hin¬

sichtlich der Zahlen über Partnerschaften bzw. Lebensgemeinschaften. Zusätz¬

lich ist in Betrachtzu ziehen, dass Lebensgemeinschaften in derRegel einen gemein¬
samen Haushalt und eine gemeinsame Wohnung einschließen - sieht man von

dem auch bei heterosexuellen Paaren zu beobachtendensogenannten„living-apart-
together" ab. Insofern können sich die Angaben mindestens annäherungsweise
aufDaten der amtlichen Statistik, nämlichjener über die privaten Haushalte bezie¬
hen. Hierbei ist zu beachten: zwei Personen gleichen Geschlechts, die gemäß der

Statistik in einem gemeinsamenHaushalt bzw. einer gemeinsamen Wohnung leben,
sind nicht notwendigerweise eine „gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaft".
Eine solche könnte indessen wiederum faktisch bestehen, auch wenn beide ange¬

ben,je einen eigenen Haushalt zu führen oder in einer eigenen Wohnung zu leben.

Vermutlich spielen darum die Dunkelziffern eine wichtige Rolle. Daraufwird in

der einschlägigen Literatur ausführlich eingegangen. Es kommt neben der Reprä¬
sentativität auf die Bereitschaft an, sich als gleichgeschlechtliche Lebensge¬
meinschaft zu erkennen zu geben. Dabei kann die Einschätzung der Vertraulich¬

keit der Daten von Belang sein. Bemerkenswert sind in diesem Zusammenhang
die kürzlichberichteten Ergebnisse der US-amerikanischenVolkszählung. Sie wei¬

sen im Vergleich der Daten von 1990 und 2000 - gemäß einem Bericht in der

Washington Post Online (Cohn 2001) - eine ausgeprägte Zunahme auf. Nicht außer

Acht bleiben sollte, dass es sich beim Hinweis aufDunkelziffern in diesen und in

anderen Zusammenhängen immer auch um eine rhetorische Figur handeln kann,
die zur Stützung vonArgumenten über die quantitative und die qualitative Bedeu¬

tung der Lebensform beigezogen wird. Berechnungen für Deutschland lauten

gemäßVaskovics (2000:20) fiir dieAltersgruppe der 19- bis 59-Jährigen wie folgt:
32 bis 42% der gleichgeschlechtlichen männlichen und 33 bis 40% der weiblichen

Paare leben zusammen, 10 bis 15% bzw. 15 bis 20% davon länger als ein Jahr.

Anders ausgedrückt: zwischen 160.000 und 200.000 homosexuelle Männer und

100.000 lesbische Frauen leben länger als ein Jahr in einer Wohnung zusammen,

30.000 bis 55.000 Männer und 15.000 bis 20.000 Frauen länger als fünf Jahre.

Das ergibt eine Gesamtzahlvon 130.000 bis 150.000 gleichgeschlechtlichen Part¬

nerschaften, die länger als ein Jahr und 32.000 bis 38.000, die länger als fünfJah¬

re in einerWohnungzusammenleben.Viele Befragte hatten vor den aktuellen Bezie¬

hungen z. T. mehrere intensive Partnerschaftsbeziehungen, darunter auch hetero¬

sexuelle eheliche Partnerschaften (6 bis 10% der lesbischen Frauen, 4 bis 6% der

homosexuellen Männer).

In Deutschland ermöglicht ein neues Konzept in der Anlage und Auswertung
des jährlich durchgeführten Mikrozensus eine Auszählung von nichtehelichen

Lebensgemeinschaften gleichgeschlechtlicher Partner von 1996 bis 1999. Die

Anzahl steigt in diesem Zeitraum von 38.000 auf41.400, wobei die Spitze 1998

mit 44.000 erreicht wird. Darunter leben in 12 bis 13% dieser Partnerschaften

Kinder, wobei dieser Prozentwert statistisch unsicher ist. Auffällig an den Zah¬
len des Mikrozensus ist indessen, dass sie wesentlich niedriger sind als alle

anderen Schätzungen, indirekt auch hinsichtlich der Zahl der gleichge¬
schlechtlich orientierten Menschen. Im Entwurf zum „Eingetragene-Lebens-
partnerschaft-Gesetz" (Drucksache 14/1259 vom 23. Juni 1999) ist beispiels-
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weise von 2,5 Millionen gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaften die

Rede. Hier zeigt sich wiederum das bereits eingangs erwähnte breite Spektrum
der Schätzungen und Einschätzungen.

Eggen (2001) hat versucht, hier präzisierende Angaben zu machen. Gewiss ist,
dass aus dem Mikrozensus auf die annähernd gesicherte Mindestgröße
geschlossen werden kann. Allerdings sind auch hier Schätzungsfehler sowie

Unterschiede in der Auskunftsbereitschaft zu beachten. Zieht man, innerhalb

des Datensystems des Mikrozensus, weitere Haushalts-, Wohnungs- und

Lebensgemeinschaftskonstellationen in Betracht, so ergibt sich gemäß Eggen:
„Die Zahl der gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaften liegt (1999) min¬
destens bei 41400 und dürfte aber deutlich unter einer viertel Million liegen"
(a. a. O: 10).

Die tatsächliche Lebensführung ist vielfältig und die Angaben dazu sind nur

bedingt valide. Vaskovics (2000) meint, der Anteil derjenigen, die zusammen¬

leben, aber keine Geld- und Gütergemeinschaft bilden, liege bei etwa 50%.

Dazu ist allerdings zu bemerken, dass dies auch von den bestehenden institu¬

tionellen Regelungen beeinflusst ist - der eingangs erwähnte „Zirkel der Insti¬

tutionalisierung" zeigt sich auch hier. Der gleiche Verfasser vermutet, dass etwas
mehr homosexuelle Männer mit ihrem festen Partner zusammenleben möch¬

ten als dies derzeit praktiziert wird, etwa jeder Vierte strebt die Lebensform

„Living-apart-together" an, ca. ein Drittel der Befragten möchte sich nicht auf

eine bestimmte Lebensform festlegen und gemäß der Befragung, auf die er

sich stützt, lehnt eine kleine Minderheit eine Zweierbeziehung ausdrücklich

ab. In Übereinstimmung mit anderen Quellen weist auch er auf einen steigen¬
den Anteil fester Partnerbeziehungen hin.

4. Gleichgeschlechtliche Elternschaft

Die Daten des deutschen Mikrozensus geben die Größenordnung des Anteils

von gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaften an, in denen minderjähri¬
ge Kinder aufwachsen. Eine derartige Lebensform kann auf unterschiedliche

Weise zustande kommen. Die Kinder können aus einer früheren, mittlerweile

geschiedenen oder durch Trennung beendeten Ehe bzw. Lebensgemeinschaft
der Partnerinnen stammen. Denkbar ist auch der Fall, dass Mütter, ohne dass

sie mit einem Partner zusammengelebt haben, in einer gleichgeschlechtlichen
Lebensgemeinschaft leben oder dass Kinder geboren wurden, als eine solche

schon bestand.

Hier gilt wiederum, dass diese Fälle, so selten sie sein mögen, einerseits gesell¬
schaftlich von mehr oder weniger großer symbolischer Tragweite sind, weil

sie als Ausdifferenzierungen (oder als Infragestellung) vorherrschender Auf¬

fassungen der Familie verstanden werden. Andererseits können solche

Lebensformen auch die Folge individueller Lebensschicksale und -planungen
sein. Auch ist, wenn in der Öffentlichkeit davon die Rede ist, die ganz spezi¬
fische und keineswegs widerspruchsfreie kulturelle Wertschätzung des Kin¬

des bzw. der Elternschaft und ihre Relevanz zur Stiftung von Lebenssinn von

Belang. Unter diesen Gesichtspunkten bewegt man sich wiederum in den

Grenzbereichen staatlicher Regulation persönlicher Lebensführung - ein Sach¬

verhalt, der dann, wenn in den Medien das Thema behandelt wird, oft außer

Acht bleibt.
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Rechtlich relevant ist indessen, ob und in welchemAusmaß im Falle einer gleich¬
geschlechtlichen Partnerschaft die elterliche Sorge geregelt ist und ob Pfleg-
kindschaften, insbesondere aber auch Adoptionen gesetzlich erlaubt werden

sollen, sowie ob Regelungen hinsichtlich reproduktionsmedizinischer
Behandlungen zu treffen sind. Dafür sind Erwägungen zum Kindeswohl von

Belang. Diese stützen sich auf Forschungsergebnisse über das Wohlergehen
und die Entwicklung von Kindern, die in gleichgeschlechtlichen Lebensge¬
meinschaften aufgewachsen sind. Insbesondere interessiert auch die Frage, ob
dadurch die sexuelle Orientierung der Kinder beeinflusst wird. Darüber gibt
es mittlerweile eine überraschend umfangreiche Literatur, die sich vor allem

auf Untersuchungen in den USA und Großbritannien stützt. So führt Sielert

(2001) in einer Zusammenfassung von Untersuchungsergebnissen aus, dass die

gleichgeschlechtliche sexuelle Orientierung bei den Kindern homosexueller

Mütter und Väter bei 6-9% liege. Das entspricht der Verteilung in der Gesamt¬

bevölkerung und stützt das Ergebnis vieler empirischen Studien, in denen es

bisher nicht gelungen ist, ein Familienmuster zu identifizieren, das eine spä¬
tere Entwicklung gleichgeschlechtlicher Neigungen der Kinder zur Folge hat.

Dasselbe gilt auch für die Entwicklung einer männlichen oder weiblichen

Geschlechtsidentität der Mädchen und Jungen. Auch eine weitere kritischeAus¬

wertung von Studien aus den USA zu den Beziehungen zwischen homosexuellen
Eltern und Kindern (Savin-Williams/Esterberg 2000) kommt zu dem Ergeb¬
nis, dass Eltern-Kind-Beziehungen in gleichgeschlechtlichen Partnerschaften

sich von heterosexuellen nicht signifikant unterscheiden, bzw. dass allenfalls

das Geschlecht, nicht die sexuelle Orientierung der Eltern, einen Einfluss auf

die Entwicklung von Geschlechtsidentitäten nimmt. Savin-Williams/Esterberg
betonen ausdrücklich, dass die Untersuchungen keine Rückschlüsse aufeinen

Zusammenhang zwischen elterlicher sexueller Orientierung und der

Geschlechtsidentität oder geschlechtstypischem Verhalten der Kinder zulas¬

sen. Diese Ergebnisse werden darüber hinaus durch allgemeinere Überlegun¬
gen aus der Diskussion zum Pluralismus neuer Familienformen gestützt. Die

Familienform für sich ist eine zwar notwendige aber nicht hinreichende Sozi-

alisationsvoraussetzung. Vielmehr entscheiden die Konstellationen, in denen

bestimmte Familienformen und -strukturen stehen und entstehen bzw. ihre Inter¬

pretation durch die Familienmitglieder und Außenstehende über die Soziali¬

sationsbedingungen für Kinder und Jugendliche (vgl. Lüscher/Lange 1996).

Vor dem Hintergrund dieser allgemeinen Feststellungen, verdient eine kürz¬

lich erschienene Studie in der American Sociological Review (Stacey/Biblarz
2001) Aufmerksamkeit, nicht nur weil sie in einer angesehenen Fachzeitschrift

erschienen ist, sondern weil sie als so genannte Metaanalyse konzipiert ist, der
die Absicht einer systematischen und kohärenten Bilanzierung der bisherigen
Forschung zugrunde liegt. Überdies lässt der Duktus eine gewisse positive
Grundeinstellung für das Anliegen des Abbaus von Diskriminierungen erken¬

nen. Nach Ansicht des Autorenpaares stützen die analysierten Untersu¬

chungsergebnisse insgesamt die These, es gebe keine Unterschiede zwischen

gleichgeschlechtlichen Eltern mit Kindern und ihren heterosexuellen Ver¬

gleichsgruppen hinsichtlich psychischen Wohlbefindens, kognitiver Fähigkei¬
ten und Engagement für die Kinder. Nähe und Qualität der Eltern-Kind-Bezie¬
hungen unterscheiden sich nicht direkt aufgrund sexueller Orientierung, son¬

dern mittelbar aufgrund des Geschlechts der Eltern. Da alle bisherigen Stu-
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dien zeigen, dass sexuelle Orientierung der Eltern keinen direkten messbaren

Einfluss auf die Eltern-Kind-Beziehungen, die geistige Gesundheit der Kin¬

der oder ihre soziale Anpassung haben, gibt es gemäß Stacey/Biblarz keine

Grundlage dafür, die sexuelle Orientierung der Eltern in Entscheidungen zum
Wohle der Kinder zu berücksichtigen.

Gleichzeitig ist allerdings zu bedenken, dass sich die Gleichheitsbehauptung
hinsichtlich der längerfristigen sexuellen Orientierung der Kinder nicht auf¬

rechterhalten lässt. Hier unterscheidet sich die zusammenfassende Interpreta¬
tion von Stacey/Biblarz von anderen Berichten (z.B. Fthenakis 2000; Sielert

2001). Kinder gleichgeschlechtlicher Eltern verhalten sich offenbar weniger
traditionell geschlechtskonform und sind offener für homoerotische Bezie¬

hungen. Darüber hinaus weisen die Ergebnisse darauf hin, dass elterliches

Geschlecht und sexuelle Identität interagieren und daraus bestimmte neue fami¬

liale Prozesse entstehen, deren Folgen für die Kindernoch zu untersuchen wären.

Stacey/Biblarz postulieren, dass Homophobie und Diskriminierung in der Tat

wichtige Gründe dafür sind, dass die sexuelle elterliche Orientierung über¬

haupt von Bedeutung ist, so z.B. für die Konfrontation mit Stigma, der die

Kinder ausgesetzt sind, den besonderen Stärken und Sensibilitäten, die sie auf¬

grund dessen entwickelten, wie z.B. ihre Fähigkeit, Gefühle besser auszu¬

drücken und mehr Empathie für soziale Unterschiede. Eltern seien unter homo-

phoben Bedingungen vermutlich sensibler für Themen, die die sexuelle Ent¬

wicklung der Kinder und mögliche Verletzungen betreffen, die Kinder mit

abweichenden sexuellen Wünschen erfahren könnten; sie sind offener für Dis¬

kussionen über Sexualität mit ihren Kindern und unterstützender in ihren Fra¬

gen. Doch selbst wenn der Konformitätsdruck verschwände, würde die elter¬

liche sexuelle Orientierung vermutlich einen Einfluss auf die Sexualität der

Kinder beibehalten. Stacey/Biblarz machen in ihrem Aufsatz darauf auf¬

merksam, dass ihnen die politische Brisanz dieser Ergebnisse bewusst sei, die

wissenschaftliche Integrität verlange jedoch einen offenen Umgang mit sol¬

chen Ergebnissen.

Diese hier zwar zusammengefasst, aber dennoch in einer gewissen Ausführ¬

lichkeit wiedergegebene Position, die eine bemerkenswerte Darstellung des Stan¬

des der Forschung und ihrer Interpretation zeigt, lässt wiederum die Viel¬

schichtigkeit, Vieldeutigkeit und sogar Widersprüchlichkeit der Thematik

erkennen. Man kann daraus ableiten, dass Befürchtungen hinsichtlich des Wohl¬

ergehens und der Entwicklung von Kindern in gleichgeschlechtlichen Part¬

nerschaften nicht angebracht sind, umgekehrt es jedoch beim jetzigen Stand

der Erkenntnisse auch keine Gründe gibt, spezifische Formen der Familien¬

gründung gleichgeschlechtlicher Paare generell zu fördern. Ganz offensicht¬

lich bestehen Differenzen, die zu akzeptieren nicht notwendigerweise eine Dis¬

kriminierung im rechtlichen Sinne des Begriffes bedeutet.

5. Registrierung der Partnerschaften

Die Einführung vergleichbarer Regelungen für gleichgeschlechtliche Partner¬

schaften in anderen europäischen Ländern begann vor ungefähr 12 Jahren in

Nordeuropa und hat sich dann nach Süden fortgesetzt. Gemäß Festy (op.cit.)
lassen sich zwei Gruppen unterscheiden:
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- die skandinavischen Länder, in denen ausschließlich gleichgeschlechtliche
Partnerschaften von den Regelungen betroffen sind und die sich in der Aus¬

gestaltung sehr eng an die Rechte verheirateter heterosexueller Paare anleh¬

nen.

- die Niederlande, Frankreich und andere, in denen diese Initiativen an gleich¬
geschlechtliche sowie heterosexuelle Paare gleichermaßen gerichtet sind und
in denen der rechtliche Status in vielem von dem verheirateter (heterosexueller)
Paare abweicht (bzw. abwich).

Hier erkennt man, worauf im abschließenden Abschnitt noch kurz eingegan¬
gen wird, dass die Regulierung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften inter¬

national in einem allgemeinen Kontext von Regelungen über Verantwortungs¬
gemeinschaften steht.

Die Verfügbarkeit statistischer Daten hängt von der Einführung in den jewei¬
ligen Ländern ab: Dänemark 1989, Norwegen 1993, Schweden 1995, Nie¬

derlande 1998 und Frankreich 1999. - Die Datenlage in Frankreich ist prob¬
lematisch, denn die Statistiken des Justizministeriums enthalten weder Alters¬

angaben noch Angaben über Geschlecht und Art der Verbindung, die Rück¬

schlüsse über den Anteil gleichgeschlechtlicher Partnerschaften geben könn¬

ten. Diese statistische Zurückhaltung stellt eine weitere Facette der kontrover¬

sen öffentlichen Beurteilung dar. In Bezug aufdie Entwicklung ergibt sich fol¬

gendes Bild: In allen Ländern waren zu Beginn der Einführung die Zahlen am

höchsten, variieren jedoch stark bis zum sechsfachen (Norwegen 35, Schwe¬

den 37, Niederlande 191%). Der Rückgang ist ebenfalls unterschiedlich: In

Dänemark, Norwegen je 40%, Niederlande 45%, aber stärker in Schweden

(60%). Vor allem hat sich der Abstand zwischen den Extremen vergrößert.
Bemerkenswert ist überdies die ungleiche Verteilung zwischen männlichen und
weiblichen Partnerschaften. Zu Beginn überwiegen vor allem in den skandi¬

navischen Ländern die männlichen Partnerschaften, während sich über einen

längeren Zeitraum die Anteile angleichen, am schnellsten in den Niederlan¬

den, in Dänemark bis hin zu einem Überhang bei den weiblichen Partnerschaften.

Festy verweist darauf, dass es zur Einschätzung dieser Zahlen und Unterschiede

notwendig sei, den Bevölkerungsanteil zu kennen, der in Partnerschaften

zusammenlebt, um beurteilen zu können, wie hoch die mögliche Anzahl Regis¬
trierungswilliger tatsächlich sein könnte. Dazu gibt er die folgenden Beispie¬
le zu gleichgeschlechtlichen Partnerschaften aus den Niederlanden, denen Daten
des statistischen Zentralamtes zugrunde liegen: Demnach gibt es in den Nieder¬

landen 25.5000 Männer und 13.200 Frauen, die in gleichgeschlechtlichen Part¬

nerschaften leben. Dies entspricht 12.750 männlichen bzw. 6.600 weiblichen

Paaren oder 0,5% der männlichen und 0,33% der weiblichen Bevölkerung zwi¬
schen 20 und 69 Jahren. Zusätzlich gibt es ca. 2000 vorwiegend weibliche Paa¬

re mit Kindern. Bezogen aufdiese geschätzte Anzahl von Partnerschaften haben

sich 6,5% der männlichen Paare und 10% der weiblichen Paare registrieren
lassen. Auf Schätzungen hinsichtlich der zu erwartenden Registrierungen in

Deutschland wurde bereits hingewiesen. Hier sind die Beobachtungen abzu¬

warten, die nach dem (vorläufigen) Inkrafttreten des Gesetzes am 1.8.2001 zu

machen sind. Man kann in einer gewissen Analogie zu den Daten in anderen

Ländern erwarten, dass die Zahl derjenigen, die eine Registrierung beabsich¬

tigen, die Möglichkeit bald nutzen werden. Offen ist allerdings, wie es sich
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auswirken wird, dass die definitive Entscheidung des Bundesverfassungsge¬
richtes noch aussteht.

6. „Ambivalenzen der Verrechtlichung"

Die rechtliche Regulation gleichgeschlechtlicher Partnerschaften erweist sich

in sozialwissenschaftlicher Hinsicht als eine komplexe, vielschichtige und in

gewisser Hinsicht auch widersprüchliche Aufgabe. Sie wird auch im Kreise

der gleichgeschlechtlich orientierten Menschen zwiespältig beurteilt. So

spricht Lautmann von „Ambivalenzen der Verrechtlichung" (Lautmann 1996).
Hoffmann (1999) ortet eine „Ambivalenz zwischen Re- und DeStabilisierung".

Gemäß Lautmann (2001) bestehen „Ambivalenzen der Verrechtlichung" auf

der einen Seite hinsichtlich einer Abneigung gegen staatliche Gängelung und

Vorschriften, betreffend die Ausgestaltung der Partnerschaft, aber vielmehrnoch

aus einer grundlegenden Spannung zwischen Integration und Besonderheit he¬

raus, die hier zutage tritt. Integration bedeutet Entdiskriminierung, Gleich¬

stellung und Anerkennung. Auf der anderen Seite übertüncht Integration das

Anderssein, verlangt Anpassung an (uninteressante) Normalität, verleugnet ver¬

gangene Leiden. Die vorgesehene Eheform ist darüberhinaus kein Akt der Frei¬

heit, sondern aufgezwungen im Tausch gegen damit verbundene Privilegien
wie Aufenthaltsrecht für ausländische Partner. Befürchtet werden mögliche nega¬
tive Konsequenzen für alle, die sich weigern, diese Form zu übernehmen.

Lautmann macht im Weiteren auf folgende Ambivalenzen der Einschätzung
entsprechend dem Argumentationskontext aufmerksam:

- Staatsfreiheit des Privaten: sie war ehemals dringlich verteidigtes Gut gegen

staatliche Repressionund Einmischung. Werden heute mögliche negative Kon¬

sequenzen des staatlichen Managements in der privaten Lebenswelt unter¬

schätzt? Die staatliche Sanktion der Lebensgemeinschaften bringt Privile¬

gien und Pflichten, aber auch Aufsicht, v.a. im Konfliktfall, und damit mög¬
licherweise auch Bewertung.

- Freiwilligkeit ist teilweise nur scheinbar gegeben: alle, die sich nicht eintra¬

gen lassen wollen, werden immer wieder auf diese Möglichkeit verwiesen

werden. Möglicherweise wird den Partnerschaften durch einen Vergleich mit
dem bisherigen Ehemuster eine gewisse Typik aufgezwungen.

- die Wechselwirkung zwischen Zentrum und Peripherie der Gesellschaft könn¬
te verschwinden: einerseits wird eine Angleichung in den Lebensbedingun¬

gen und im institutionellen Kontext erreicht (nicht mehr sittenwidrig, keine

Sonderbestimmungen im Straf-, Verwaltungs- und Zivilrecht) und anderer¬

seits verschwindet der Avantgardecharakter von Homosexualität. Eine teil¬

weise mühsam errungene Identität wird aufgegeben.
- Starke Bündnispartner und Fürsprecher könnten verloren gehen: traditionelle

Verbündete der Homosexuellen, wie Intellektuelle, Freidenker und Künst¬

ler, betrachteten sie wegen ihres Mutes, ihrer Erfindungskraft, ihrer Funda¬

mentalopposition gegen Bürgerlichkeit als Vorbilder, könnten aber nun von

der zunehmend erwarteten Anpassung, Unauffälligkeit und dem Konfor¬

mismus abgeschreckt werden.
- Die Form der derzeitigen politischen Auseinandersetzung stellt Kosten- und

Nutzen-Aspekte der Partnerschaften in denVordergrund: die Ehe besaß immer

eine expressive Bedeutung, während bei den eingetragenen Partnerschaften

durch die Auseinandersetzung instrumentelle Bedeutungen in den Vörder-
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grund treten. Die Ehe erscheint als zweckrationale Einrichtung, während es

eigentlich um wertrationale Entscheidungen gehen sollte.

Im Horizont einer soziologisch-analytischen Argumentation ergibt sich unse¬

rer Einschätzung nach die Charakterisierung, dass die Verrechtlichung gleich¬

geschlechtlicher Partnerschaften in einem sehr spezifischen Sinne Züge eines

„postmodernen" Phänomens aufweist. Es geht zwar zunächst um eine Aufga¬
be innerhalb des Programmes der Moderne, nämlich um Emanzipation im Sin¬

ne einer bedingungslosen Gewährleistung der freien Entwicklung der Persön¬

lichkeit. Dementsprechend sind offensichtliche Diskriminierungen und

Ungleichheiten zu beseitigen. Bei der konkretenAusformung dieser Forderungen

zeigen sich dann aber Unterschiede in Form fundamentaler „Differenzen", die

im Sinne einer radikalen Offenheit und Unvoreingenommenheit als solche anzu¬

erkennen sind, weil sie letztlich nicht überwunden werden können, sondern -

zumindest unter verschiedenen Gesichtspunkten - auf genuine Erfahrungen
der Möglichkeiten menschlichen Lebens und sozialer Existenz verweisen.

Ungeachtet dieser zeitdiagnostischen Einschätzung besteht ein Handlungsbe¬
darf. Angesichts der Offenheit der Thematik ist es auch unter rechtspolitischen
Gesichtspunkten unerlässlich, die dazu vorliegenden sozialethischen und

moraltheologischen Stellungnahmen in Betracht zu ziehen, sei es unter dem

Gesichtspunkt, dass sie gesellschaftliche Meinungen repräsentieren, sei es, dass

sie traditionsgemäß den Anspruch vertreten, weltanschauliche Orientierungen
und Leitsätze zu formulieren. Auch dazu liegen mehrere neuere Stellungnah¬
men vor (z.B. Haspel 2001, Katholische Juristenarbeit Deutschland 2001, Mar¬

burger Erklärung 2001). Die Analyse dieser Texte, so interessant sie auch unter

sozialwissenschaftlichen Gesichtspunkten ist, gehört indessen nicht zur Auf¬

gabe der vorliegenden Ausarbeitung.

Deutlich wird am bisher Dargestellten, vor allem auch der Ambivalenzen der

Verrechtlichung, dassAmbivalenzen mehrere Facetten aufweisen, die sich durch

ihrejeweilige Reichweite unterscheiden (vgl. Lüscher 2000). Eine weitere Aus¬

differenzierung, die hier nicht weiter ausgeführt werden kann, müsste zwischen

folgenden Aspekten unterscheiden:

- der Perspektive der durch die rechtliche Regelung direkt betroffenen Schwu¬

len/Lesben bzw. unverheirateten Paare; es handelt sich in diesem Fall um die

Perspektive subjektiver Betroffenheit individueller Akteure, die durch einen

Entscheidungskonflikt zwischen alternativem Lebensstil und rechtlich

abgesicherter etablierter Familienform charakterisiert ist;
- der Erfahrung der mittelbar Betroffenen wie Eltern und Kindern in einem Gene-

rationengefüge, deren Beziehungen durch neue rechtliche Regelungen in Fra¬

ge gestellt werden oder doch zumindest neu überdacht werden müssen;
- der Ebene einer institutionellen oder strukturellen Ambivalenz, die durch den

öffentlichen Diskurs und rechtlich verbindliche Entscheidungen über

gleichgeschlechtliche Partnerschaften an die individuellen Akteure heran

getragen wird.

7. Ausblick

Die rechtliche Regelung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften ist eine Auf¬

gabe, die auf den ersten Blick in die große Linie der die Moderne kennzeich-
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nenden Emanzipationsbewegung eingeordnet werden kann. Gleichzeitig han¬

delt es sich um Regelungen, die aller Voraussicht nach von einer kleinen Zahl

von Personen in Anspruch genommen werden. Aufden zweiten Blick, nament¬

lich auch hinsichtlich der Ausarbeitung der Regelungen im Einzelnen, zeigt
sich, dass es sich um ein rechts- und gesellschaftspolitisches Feld handelt, das

gekennzeichnet ist durch eine Reihe akzentuierter Widersprüche und Ambi¬

valenzen. Das zeigt der Verlauf der öffentlichen Debatten und die sich darin

entfaltende Rhetorik. Diese sozialen und formalen „Paradoxien" werden auch

von den direkt Betroffenen artikuliert, zeigen sich indessen in den öffentlichen

Stellungnahmen und Meinungsumfragen und man stößt auf sie in der sozial-

undrechtswissenschaftlichenAnalyse sowie in differenzierten allgemeinen Dar¬

stellungen (z. B. Güntner 2000).

Eine umfassende Darstellung in der sozialwissenschaftlichen Perspektive bie¬

ten Cohler/Galatzer-Levy (2000). DerAutor und die Autorin legen in einerVer¬

knüpfung der psychoanalytischen und der lebenslauforientierten soziologischen

Perspektive ausführlich dar, dass sich die Einschätzung von Gleichge¬
schlechtlichkeit in derAbfolge von Generationen und Kohorten injüngster Zeit

verändert hat und dementsprechend auch die Lebensgestaltung gleichge¬
schlechtlich orientierter Menschen beeinflusst wurde. Auch sie unterstreichen

die dabei auftretenden Paradoxien.

Einen zentralen Widerspruch kann man in einer Asymmetrie hinsichtlich der

Relevanz des Merkmales sexueller Orientierung für hetero- und homosexuelle

Partnerschaften orten. Indem der Abbau einer Diskriminierung gleichge¬
schlechtlicher Sexualität gewissermaßen den Ausgangspunkt bildet, wird

sexuelles Verhalten zu einem Thema rechtlicher Regelung in einer Zeit, in der

- abgesehen von Missbrauch und Misshandlung - Sexualität nicht mehr

Bezugspunkt staatlichen bzw. rechtlichen Handelns ist. Die öffentliche und

vor allem auch die mediale (Selbst-) Darstellung der Anliegen verstärkt die¬

sen Eindruck.

Dabei ist die „Ehe" als Institution weder gemäß Gesetz oder Sitte die Voraus¬

setzung für „erlaubte" Sexualität, noch ist diese - und schon gar nicht repro¬

duktives Verhalten - Gegenstand verbindlicher Verpflichtungen. Das zu sehen

ist insofern bedeutsam, als eine traditionelle Rechtfertigung der rechtlichen

Behandlung der Ehe, nämlich ihre Orientierung hin aufElternschaft, an empi¬
rischer und normativer Tragfähigkeit eingebüßt hat. Ebenso hat - wie die Ver¬

änderung der Gesetzgebung über die Scheidung zeigt - die Festlegung auf

(sexuelle) Treue (die traditionellerweise allerdings überwiegend den Frauen auf¬

gebürdet war) ihre Tragfähigkeit weitgehend eingebüsst. Das ist wiederum inso¬

fern bedeutsam als das an sich schon fragwürdige Argument, Promiskuität sei

ein Kennzeichen homosexuellerLebensführung, durch den Verweis aufein weit¬

verbreitetes liberales Verständnis hinsichtlich der Exklusivität partnerschaft¬
licher und ehelicher Beziehungen sich entkräften lässt, wie das in den öffent¬

lichen Diskussionen auch geschieht.

Die Aufmerksamkeit, mithin auch der Bereich, in dem sich der Regelungsbe¬
darf faktisch auswirkt, verlagert sich maßgeblich auf die zivilrechtlichen und

die sozialrechtlichen Rahmenbedingungen. Daneben besteht eine „symboli¬
sche" Bedeutung, die sich an den historisch-zivilisatorischen und religiösen
Traditionen des (westlichen) Verständnisses der Ehe als Institution des
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Zusammenlebens von Mann und Frau orientiert. Dabei scheint es, wenn man

die vorherrschendenAuffassungen berücksichtigt, relativ naheliegend und über¬

wiegend konsensfähig, den Begriffder Ehe exklusiv aufdie überkommene tra¬

ditionelle heterosexuelle Lebensgemeinschaft anzuwenden. Wesentlich

anspruchsvoller ist die Aufgabe der rechtlichen Regelung im Einzelnen. Hier

stellt sich nämlich, was bis jetzt noch wenig diskutiert worden ist, die Frage
der Begründung einzelner ehespezifischer Regelungen. Darin liegt unseres

Erachtens auch eine der noch kaum thematisierten rechtspolitischen Heraus¬

forderungen, die durch die Regelung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften

geschaffen wird.

Diese Regelung wird früher oder später einmünden in eine Diskussion über

„Verantwortungsgemeinschaften", wie sie namentlich in Frankreich in Gang
gekommen ist (Commaille/Martin 2000; Martin/Thery 2001). Wie das Beispiel
Frankreichs zeigt, bot eine Regelung, die nicht nur gleichgeschlechtlichen Part¬

nerschaften, sondern auch heterosexuellen Paaren offensteht, die Möglichkeit,
einen problematischen öffentlichen Diskurs über die Ehe Homosexueller zumin¬

dest vorübergehend abzuschließen (vgl. Martin/Thery 2001). Das dürfte, zieht

man die Traditionen des französischen Familienverständnisses in Betracht, nicht

zufällig sein. Der Ablauf bei der Einführung der Gesetzgebung und die dabei

geführten, weiterhin anhaltenden Diskussionen weisen auf eine umfassende

Problematik hin. Ihr Kern lässt sich in der Frage ausmachen, ob seitens der

durch den Staat bzw. die Verfassung und das Gesetz repräsentierten gesell¬
schaftlichen Ordnungsmacht es wünschbar ist, die Verlässlichkeit3 zwischen¬

menschlicher privater, intimer Beziehungen zwischen den Geschlechtern und

den Generationen anzuerkennen; ob es darüber hinaus möglich ist, falls die

Frage bejaht wird, diese zu fördern und schließlich, in welcherWeise dies gesche¬
hen kann.
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